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Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung
An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung

Geschäftsführung:

Telefon:
E-Mail:

Peter Schmidt

06421 201-1505

peter.schmidt@marburg-stadt.de

Marburg, 07.08.2020

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich) 
der Stadtverordnetenversammlung am

Mittwoch, den 19.08.2020, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Barfüßerstr. 50, 35037 Marburg

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

 1 Eröffnung der Sitzung

 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 18.06.2020

 3 VO/7267/2020 Zweiter Teilhabebericht der Universitätsstadt 
Marburg: Beeinträchtigungen, Behinderungen-Teilhabe
Die Vorlage und der Bericht wurden bereits mit 
Einladungsunterlagen zu früheren Sitzungen 
versandt.

 
4 VO/7269/2020 Marburger Jugendbericht 2019

Die Vorlage und die digitale Fassung des Berichts 
wurden bereits mit Einladungsunterlagen früherer 
Sitzungen  versandt.

 
5 Anträge der Fraktionen

5.1 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Nulltarif mit Stadtpass - 
Mehr Nutzen bei weniger Kosten VO/7290/2020
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6 Kenntnisnahmen

 6.1 Sicherheitsempfinden im Marburger Jägertunnel - Ergebnisse einer 
NutzerInnenbefragung zur Livebild- und Sprechverbindung "LiSA" VO/7442/2020

 6.2 Abschlussbericht zum Mentoring-Programm "Frauen in die Politik" 
2019/2020 VO/7537/2020

 
7 Verschiedenes

 

Mit freundlichen Grüßen
gez.

Roland Böhm
Vorsitzender
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Niederschrift 
 

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung 
(öffentlich) 

der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg 
 
 

 Sitzungstermin: Donnerstag, 18.06.2020 

 Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr 

 Sitzungsende: 18:30 Uhr 

 Ort, Raum: Sitzungssaal Barfüßerstr. 50, 35037 Marburg 

 
 

 Anwesende Mitglieder  

 Vorsitz  

 Herr Roland Böhm - Marburger Linke  

 reguläre Mitglieder  

Frau Bettina Böttcher-Dutton - SPD  

Herr Ulrich Severin – SPD  
Frau Runhild Piper - CDU 
Frau Dr. Christa Perabo - B90/Die Grünen 
Frau Madelaine Stahl – B 90/Die Grünen 
 
Frau Myriam Hövel  - SPD  

 

Herr Dominic Dehmel - SPD  

Frau Anita Kaufmann - CDU  

Herr Hans-Martin Reissner – CDU 
Frau Inge Sturm – Marburger Linke  
Frau Lisa Freitag – FDB/MBL  

 

  

Entschuldigte Mitglieder  

reguläre Mitglieder  

Frau Gabriele Mensing – BfM  

 

Magistrat 

Oberbürgermeister Herr Dr. Thomas Spies  
Stadträtin Frau Dinnebier 
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Verwaltung 

Frau Fischer (FD 41), Frau Lambrecht (FB 5), Frau Meier (FD 50), Frau Mösbauer (FD 55), 
Frau Poetsch (FD 40), Frau Schlichte (FD 43), Frau Stichnothe-Botschafter (FD 45), Herr Et-
zelmüller (FD 40), Herr Meyer (FB 5), Herr Schmidt (FB 4) (Protokoll) 

Gäste 

Frau Dr. Dabew, Frau Leder, Herr Hitzeroth (Presse), Herr Köster (Stadtverordneter), Herr 
Zentner  
 
Protokoll: 
 

zu 1 Eröffnung der Sitzung 

 

Den Vorsitz der Sitzung hat der Stadtverordnete Herr Roland Böhm. Herr Böhm eröffnet die 
Sitzung, begrüßt die Anwesenden und gibt eine Persönliche Erklärung ab, die ins Protokoll 
übernommen wird:  
 
"Die Umstände, unter denen diese Sitzung zustande kam, machen es mir schwer, sie so 
durchführen, wie ich es als Vorsitzender für ordnungsgemäß und angemessen halte. Ich halte 
das gesamte Verfahren, wie diese Sitzung vorbereitet wurde, und die erzwungenen Regula-
rien für höchst fragwürdig und einer juristischen Überprüfung möglicherweise nicht standhal-
tend. 
Das fängt bei der mangelnden Kommunikation seitens der Stadtverordnetenvorsteherin über 
die Regularien (Ältestenratsbeschlüsse) an, geht über unvollständige Sitzungsunterlagen- die 
diesmal nicht von den inhaltlich zuständigen Geschäftsstellen der Fachämter erstellt wurden - 
und völlig ungeklärte Beschlussfragen - sollen Sozialausschussmitglieder jetzt die stellvertre-
tende Vorsitzende des Schulausschusses wählen oder über Protokolle des jeweils anderen 
Ausschusses abstimmen? - bis hin zu der sinnfreien Redezeitbegrenzung. 
Diese aufgezwungene Redezeitbeschränkung - bei gleichzeitig bestehen bleibendem, unbe-
grenztem Rederecht für den Magistrat - macht eine inhaltliche Diskussion im Fachausschuss 
unmöglich, obwohl sie genau in diesem zur Vorbereitung der Beschlussfassung in der Stadt-
verordnetenversammlung stattfinden soll. 
Unter diesen Voraussetzungen ist eine vernünftige Diskussion so weitreichender Vorlagen, 
wie z. B. der 2. Teilhabebericht (350 Seiten), der Jugendbericht (184 Seiten) oder zur Sanie-
rung des Aquamars, meines Erachtens nicht möglich. Der Ausschuss verkommt zum reinen 
Abnickorgan für den Magistrat. Mein Anspruch ist, dass alle Gremien so schnell wie möglich 
wieder im regulären Modus arbeiten. Dafür werde ich mich mit aller Kraft einsetzen".  
 
Herr Böhm erhält Unterstützung durch Wortbeiträge von Frau Dr. Perabo und Herrn Köster. 
Herr Köster unterstreicht insbesondere die von ihm empfundene Einschränkung der Redefrei-
heit.  
 
Kritik äußern Herr Dehmel und Herr Severin, die auf entsprechende Beschlüsse im Haupt- und 
Finanzausschuss sowie Diskussion im Ältestenrat hinweisen.   
 
Herr Severin hält insbesondere die Form und Abgabe der Persönlichen Erklärung für nicht mit 
der Geschäftsordnung vereinbar und beantragt, ins Protokoll zu übernehmen, den Sacherhalt 
in den Ältestenrat zu transportieren.    
 
Im Anschluss daran stellt der Vorsitzende die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschluss-
fähigkeit der Ausschüsse Schule, Kultur, Sport und Bäder sowie Soziales, Jugend & Gleich-
stellung fest. Gegen die vorgeschlagene Tagesordnung werden keine Einwände erhoben.   
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zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Jugend und Gleichstellung vom 22.01.2020 

 

Das Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung vom 
22.01.2020 wird in der vorliegenden Form und Fassung genehmigt.   
 

zu 3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung des Ausschusses für Schule, 
Kultur, Sport und Bäder vom 20.02.2020 

 

Das Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder vom 20.02.20 
wird in der vorliegenden Form und Fassung genehmigt.  
 

zu 4 Wahl eines/einer stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für 
Schule, Kultur, Sport und Bäder 
Vorlage: VO/7300/2020 

 

Nach Aufruf dieses Tagesordnungspunktes durch den Vorsitzenden schlägt die Stadtverord-
nete Frau Dr. Perabo die Stadtverordnete Frau Madelaine Stahl als Kandidatin für die Wahl 
der stellvertretenden Vorsitzenden für den Ausschuss Schule, Kultur, Sport und Bäder vor. 
Weitere Kandidat*innen werden nicht vorgeschlagen.    
 

 
Die vorgeschlagene Kandidatin, Stadtverordnete Frau Madelaine Stahl, wird bei Enthal-
tung der eigenen Stimme ansonsten  e i n s t i m m i g  zur stellvertretenden Vorsitzen-
den des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder gewählt.  
 
Auf Nachfrage des Vorsitzenden erklärt Frau Stahl: "Ich nehme die Wahl an".  
 

zu 5 Marburger Ortsrecht: V. Nachtrag zur Gebührenordnung für die Volkshoch-
schule 
Vorlage: VO/7415/2020 

 

Stadträtin Frau Dinnebier erläutert die Vorlage aus der Sicht des Magistrats und Fachdienstlei-
terin Frau Schlichte ergänzt die Erläuterungen. Die Vorlage wird diskutiert und Fragen der Mit-
glieder werden beantwortet.  
 

 
Die Vorlage wird mehrheitlich mit den Stimmen von SPD, CDU, B 90|Die Grünen und 
FDP gegen die Stimmen der Marburger Linke zur Annahme empfohlen.   
 

zu 6 Anträge der Fraktionen 

 
 

zu 6.1 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Aufnahme Reinhard Kühnls auf 
die Gedenktafeln 
Vorlage: VO/7398/2020 

 

Herr Böhm erklärt für die Antrag stellende Fraktion die Zurückstellung der Vorlage.  
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zu 6.2 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr.: Umsetzung „Sommer in 
der Stadt“ 
Vorlage: VO/7455/2020 

 

Die Stadtverordnete Frau Hövel führt zur Vorlage für die Antrag stellende Fraktion aus. Ober-
bürgermeister Herr Dr. Spies erläutert aus Sicht des Magistrats. Die Vorlage wird ausführlich 
diskutiert. Oberbürgermeister Herr Dr. Spies wirbt darum, dem Magistrat präzisierende und 
konkretisierende Vorschläge für die Konzeption zum "Sommer in der Stadt" zuzuleiten.   
 

 
Die Vorlage wird mit den Stimmen von SPD, CDU, Marburger Linke und FDP bei Enthal-
tung von B 90|Die Grünen ansonsten  e i n s t i m m i g  zur Annahme empfohlen.  
 

zu 6.3 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Nulltarif mit Stadtpass - Mehr Nut-
zen bei weniger Kosten 
Vorlage: VO/7290/2020 

 

Die Vorlage soll einvernehmlich zunächst im Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr be-
raten werden und wird dorthin verwiesen.   
 

zu 6.4 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr.: Ausbildung ist Lebens-
chance – auch in der Krise 
Vorlage: VO/7454/2020 

 

Herr Dehmel konkretisiert die Vorlage für die Antrag stellenden Fraktionen. Die Vorlage wird 
im Ausschuss ausführlich diskutiert.  
 

 
In der sich anschließenden Abstimmung wird der Antrag  e i n s t i m m i g  , ohne Ent-
haltung oder Gegenstimme, zur Annahme empfohlen.  
 

zu 7 Kenntnisnahmen 

 

zu 7.1 Schließung des Teil-Schulstandortes Wehrshausen 
Vorlage: VO/7162/2019 

 

Die Mitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.   
 

zu 7.2 Zweiter Teilhabebericht der Universitätsstadt Marburg:  
Beeinträchtigungen, Behinderungen - Teilhabe 
Vorlage: VO/7267/2020 

 

Stadtverordnete Frau Dr. Perabo beantragt die Beratung und inhaltliche Diskussion des Zwei-
ten Teilhabeberichts in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung.   
 

zu 7.3 Marburger Jugendbericht 2019 
Vorlage: VO/7269/2020 
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Herr Böhm beantragt die Beratung und inhaltliche Diskussion des Marburger Jugendberichts 
2019 in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung.   
 

zu 7.4 Sport- und Freizeitbad AquaMar, Schäden an den Dachtragwerken im Sport-, 
Lehrschwimm-, und Sprungbecken 
Vorlage: VO/7306/2020 

 

Die Mitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.  
 

zu 7.5 Einrichtung eines städtischen Betreuungsangebotes an der Tausendfüßler-
Schule 
Vorlage: VO/7315/2020 

 

Die Mitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.  
 

zu 7.6 Logo "Sportstadt Marburg" 
Vorlage: VO/7424/2020 

 

Die Mitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.  
 

zu 7.7 Schlussbericht über die 220. Vergleichende Prüfung "Kultur" 
Vorlage: VO/7441/2020 

 

Stadtverordnete Frau Dr. Perabo beantragt, den Schlussbericht über die 220. Vergleichende 
Prüfung "Kultur" in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder 
zu beraten und inhaltlich zu diskutieren.  
 

zu 8 Verschiedenes 

 

Herr Böhm regt bei den Mitgliedern des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung 
an zu überlegen, ob für die Beratung des Antrags VO/7222/2020, Bericht über die Umsetzung 
des BTHG die Zuständigkeit der Stadt Marburg betreffend, eine Sondersitzung stattfinden 
sollte. Herr Severin ergänzt und schlägt vor, in Vorbereitung hierauf, etwa im Stil eines "One-
Pagers" ("Was war gut - Was war schlecht") die Leistungsanbieter mit einer kurzen Abfrage zu 
kontaktieren, welche Erfahrungen mit der Reform der Eingliederungshilfe gemacht worden 
sind. 
 
Weitere Themen zu diesem Tagesordnungspunkt liegen nicht vor.    
 

 
Marburg, 23.06.2020 
 
 
gez. Roland Böhm 
Vorsitzender 
 

gez. Peter Schmidt 
Protokoll  
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/7290/2020
öffentlich
27.02.2020

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Nulltarif mit Stadtpass - Mehr Nutzen bei 
weniger Kosten

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass Inhaber*innen eines Stadtpasses ab dem 
1. Juli 2020 den ÖPNV in Marburg kostenlos nutzen können. Sie schließt mit dem RMV einen 
entsprechenden Vertrag ab und übernimmt die Kosten. Der Stadtpass gilt als Fahrkarte.

Begründung:

Gegenwärtig gibt es umgerechnet etwa 5.000 Stadtpassinhaber*innen (9.465 ausgegebene 
Stadtpässe 2019 mit sechs Monaten Gültigkeitsdauer) in Marburg, von denen die Hälfte 
preisreduzierte Monatskarten nutzt. Der Zuschuss der Stadt dafür betrug 2018 634.273 Euro 
insgesamt oder 24,50 Euro pro Monatskarte.

Wenn die Stadt, anstatt das Monatsticket zu bezuschussen, ähnlich wie beim eigenen 
Jobticket mit dem RMV einen Vertrag zur kostenlosen Nutzung des ÖPNV in Marburg durch 
die Stadtpassinhaber*innen abschließt, würde das Kosten von höchstens 550.000 Euro 
bedeuten. Damit könnten doppelt so vielen Menschen wie bisher die Busse zu nutzen - und 
das bei einer Einsparung von fast 100.000 Euro.

Möglicherweise könnte in den Verhandlungen mit dem RMV sogar ein noch günstigeres 
Ergebnis als beim Jobticket der Stadt erreicht werden. Als dieses nur für Marburg und nicht 
das ganze RMV-Gebiet galt, zahlte man dem RMV 9,94 pro Beschäftigten und Monat. Da es 
sich bei den Stadtpassinhaber*innen nur um Marburger*innen und nicht wie beim Jobticket 
auch um Pendler*innen handelt, deren Arbeitsweg mitbezahlt wurde, dürften schon allein 
deshalb die Kosten geringer sein. Außerdem dürften unter den Stadtpassinhaber*innen die 
Anzahl der durchschnittlich zurückgelegten Wege pro Tag niedriger sein, da der Anteil der 
Berufstätigen und in Ausbildung befindlichen Personen unter dem gesellschaftlichen 
Durchschnitt liegt.

zu TOP 5.1
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Bei gleichen Kosten wie bisher könnte die Stadt den Stadtpassinhaber*innen sogar ein 
Gratisticket für den ganzen Landkreis und eventuell für das gesamte RMV-Gebiet zur 
Verfügung stellen.

Außerdem wäre dieses Verfahren mit einer Verwaltungsvereinfachung verbunden: Die 
Stadtpassinhaber*innen müssten nicht jeden Monat den Gang zur Mobilitätszentrate antreten 
und diese würde entlastet, da der Verkauf von monatlich 2.500 Monatskarten entfiele. Die 
freiwerdenden Kapazitäten könnten in der Werbung für den ÖPNV eingesetzt werden.

Renate Bastian Tanja Bauder-Wöhr Roland Böhm
Henning Köster-Sollwedel Miguel Sánchez Arvelo Jan Schalauske
Inge Sturm Stefanie Wittich

zu TOP 5.1
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Kenntnisnahme
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/7442/2020
öffentlich
03.06.2020

Dezernat: II
Fachdienst: 32 - Gefahrenabwehr und Gewerbe
Sachbearbeiter/in: Maaser, Johannes

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Kenntnisnahme Nichtöffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Kenntnisnahme Öffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Kenntnisnahme Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Kenntnisnahme Öffentlich

Sicherheitsempfinden im Marburger Jägertunnel - Ergebnisse einer NutzerIn-
nenbefragung zur Livebild- und Sprechverbindung "LiSA"

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, die Ergebnisse der jüngsten Befragung im 
Rahmen der Evaluierung der "Livebild- und Sprechverbindung auf Abruf" (LiSA) im Marburger 
Jägertunnel zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Ergebnisse der Befragung sollen in relevanten Gremien bekannt gemacht werden und zu 
einem positiven Sicherheitsempfinden der Menschen in Marburg beitragen.

Sachverhalt:

Nach zwei Übergriffen binnen eines halben Jahres im Jahr 2017 wird verstärkt an einer Ver-
besserung der Sicherheitssituation in und um den Marburger Jägertunnel gearbeitet. In die-
sem Rahmen wurde dort im August 2018 auch das Livebild- und Sprechverbindungssystem 
"LiSA" in Betrieb genommen. 
Zum Konzept der Video- und Sprechverbindung gehört die regelmäßige Evaluierung der Maß-
nahme hinsichtlich ihrer Wirkung auf Passantinnen und Passanten. Die jüngste Befragung zur 
Evaluierung hat im Januar 2020 stattgefunden. Die Auswertung der Befragungsdaten durch 
Prof. Dr. Ulrich Wagner brachte folgende Befunde: 
Die Kenntnis der Anlage erhöht das Sicherheitsgefühl der Nutzerinnen und Nutzer des Jäger-
tunnels. Dies gilt insbesondere für Frauen und ältere Befragte.
Die Kenntnis über den Einbau von LiSA hat nach den Auskünften der Befragten außerdem 
ihre Nutzungshäufigkeit des Jägertunnels erhöht. 

Im Vergleich der Einzelmaßnahmen geht die Gegensprechanlage häufiger als die Bildübertra-
gung mit einer Verbesserung des Sicherheitsgefühls einher. Die Gegensprechanlage erhöht 
das Sicherheitsgefühl insbesondere bei Frauen und bei älteren Menschen.

zu TOP 6.1
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Nur etwa die Hälfte der NutzerInnen des Jägertunnels kannte das Livebild- und Sprechverbin-
dungssystem LiSA. 

Die Einrichtung des Livebild- und Sprechverbindungssystems im Jägertunnel ab 2018 sowie 
2018 und 2019 durchgeführte Zwischenevaluierungen der Anlage wurden von intensiver Pres-
searbeit, Ortsbegehungen mit AnwohnerInnen, PolitikerInnen, ExpertInnen sowie der Einbin-
dung unterschiedlicher Nutzer-Gruppen begleitet. Dennoch verweist der letzte Punkt in den 
Befragungsergebnissen der jüngsten Evaluierung auf eine klare Handlungsempfehlung, der 
mit dieser Kenntnisnahme Rechnung getragen werden soll:
Der Befund spricht für die Notwendigkeit einer noch stärkeren und regelmäßig zu wieder-
holenden Bekanntmachung der Existenz von Lisa.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Anlagen:

Wagner, Ulrich:
Sicherheitsempfinden im Marburger Jägertunnel nach Einrichtung der Livebild- und Sprech-
verbindung "LiSA" - Ergebnisse einer NutzerInnenbefragung, Marburg 2020

zu TOP 6.1
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21.05.2020 – Johannes Maaser, Fachbereich 3, Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

johannes.maaser@marburg-stadt.de | Tel. 06421 201 – 1296  

Auswertung der Evaluierung, Jägertunnel 2020:  

Livebild und Sprechverbindung auf Abruf (LiSA) – Diagrammdarstellung  

Demografische Angaben 

Teilnehmende: 84 

• Geschlecht: 42 männlich (50%), 42 weiblich (50%) 

• Altersgruppen: 

o Bis 30 Jahre: 28 Personen 

o 31 - 55 Jahre: 28 Personen 

o 56+ Jahre: 28 Personen 

 

Die Erhebung wurde in einem zehntägigen Zeitraum vom 16.01.2020 bis 26.01.2020 durchgeführt 

 

zu TOP 6.1
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1. Frage: Nachdem Sie erfahren haben, dass im Jägertunnel eine Videoüberwachung mit 

Gegensprechanlage eingebaut wurde, verändert das ihr Sicherheitsgefühl im Jägertunnel? 

 Häufigkeit der Zustimmung Prozent 

Ich fühle mich eher unsicherer 0 0% 

Mein Sicherheitsgefühl 

veränderte sich nicht 

30 36% 

Ich fühle mich eher sicherer 54 64% 

 

 

 

 

2. Frage: Können Sie bitte erläutern, was Sie über dieses System wissen? 

• On demand 

• Sprechverbindung 

• Video 

• Keines der Obigen 

 Häufigkeit der Zustimmung Prozent 

Keine Kenntnis 38 45% 

Kennt 1 von 3 20 24% 

Kennt 2 von 3 12 14% 

Kennt 3 von 3 14 17% 
 

 

 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Prozent

Nachdem Sie erfahren haben, dass im Jägertunnel eine 

Videoüberwachung mit Gegensprechanlage eingebaut 

wurde, verändert das ihr Sicherheitsgefühl im Jägertunnel?

Ich fühle mich eher unsicherer Mein Sicherheitsgefühl veränderte sich nicht Ich fühle mich eher sicher

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Prozent

Können Sie bitte erläutern, was Sie über dieses System 

wissen?

Keine Kenntnis Kennt 1 von 3 Kennt 2 von 3 Kennt 3 von 3

zu TOP 6.1
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3. Frage: Die Stadt Marburg hat vor kurzem ein Notrufsystem in den Jägertunnel eingebaut, die im 

Notfall, z.B. bei Bedrohungen, eingeschaltet werden kann. Wussten Sie davon? 

 

 Häufigkeit der Zustimmung Prozent 

Keine Kenntnis 38 45% 

Kenntnis 46 55% 

 

 

 

 

4. Frage: Würde es für Sie einen Unterschied in Ihrem Sicherheitsgefühl machen zu wissen, dass 

es nur eine Videoüberwachung (ohne Gegensprechanlage) gibt? Das heißt, die Feuerwehr 

würde sie nur per Videoaufnahme live sehen, aber Sie hätten nicht die Möglichkeit, 

miteinander zu kommunizieren. 

 

 Häufigkeit der Zustimmung Prozent 

Eher unsicherer  
 0 0% 

Keine Veränderung 48 57% 

Eher sicherer 36 43% 

 

 

 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Prozent

Die Stadt Marburg hat vor kurzem ein Notrufsystem in den 

Jägertunnel eingebaut, die im Notfall, z.B. bei Bedrohungen, 

eingeschaltet werden kann. Wussten Sie davon?

Keine Kenntnis Kenntnis

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%
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5. Frage: Würde es für Sie einen Unterschied in Ihrem Sicherheitsgefühl machen, zu wissen, dass es 

nur eine Gegensprechanlage (ohne Videoüberwachung) gibt? Das heißt, Sie könnten mit der 

Feuerwehr kommunizieren, aber die Feuerwehr könnte Sie nicht per Videoaufnahme sehen. 

 Häufigkeit der Zustimmung Prozent 

Eher unsicherer 
 0 0% 

Keine Veränderung 25 30% 

Eher sicherer 59 70% 
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2020.05.10_Befragung Jägertunnel (Stand 22.05.2020) 
Auswertung Prof. em Dr. Ulrich Wagner 

Arbeitseinheit Sozialpsychologie der Philipps-Universität 
Kontakt: wagner1@staff.uni-marburg.de  

 
 
Sicherheitsempfinden im Marburger Jägertunnel nach Einrichtung 
der Livebild- und Sprechverbindung "LiSA" - Ergebnisse einer 
NutzerInnenbefragung 
 
Der Marburger Jägertunnel ist eine gut 80 m lange Fußgängerunterführung unter den 
Bahngleisen des Marburger Hauptbahnhofs. Nach zwei Übergriffen binnen eines halben 
Jahres wurde im August 2018 das Livebild- und Sprechverbindungssystem "LiSA" in Betrieb 
genommen. Das System besteht aus sieben Tasten im Tunnel im Abstand von je 10 m. Die 
Tasten sind mit “Video an” gekennzeichnet. An den Tunneleingängen sind Erklärungen zur 
Bedienung von „LiSA“ angebracht. Mit der Betätigung einer Taste wird eine Livebild- und 
Sprechverbindung mit der Leitstelle der Marburger Feuerwehr aktiviert, die ständig besetzt ist. 
Sobald die Taste betätigt ist, wird der Weg der/des Anrufer/in durch den Tunnel per Video live 
verfolgt und aufgezeichnet. Außerdem wird eine Gegensprechverbindung zwischen 
Tunnelnutzer/in und Feuerwehr-Leistelle hergestellt: In Gefahrensituationen kann verbal 
kommuniziert werden. Beim Eintreten eines Notfalls gibt die Leitstelle der Feuerwehr einen 
Notruf an die Polizei weiter. Ohne Weitergabe an die Polizei wird die Aufzeichnung nach 48 
Stunden automatisch gelöscht. Die Tonübertragung wird nicht aufgezeichnet. Zum Konzept 
der Video- und Sprechverbindung gehört die regelmäßige Evaluierung der Maßnahme 
hinsichtlich ihrer Wirkung auf Passantinnen und Passanten. 
 
In einer Befragung von Nutzerinnen und Nutzern des Tunnels sollte ermittelt werden, 
wie sich LiSA auf das Sicherheitsempfinden von Nutzerinnen und Nutzern auswirkt. 
Die Interviewerin hatte die Aufgabe, NutzerInnen nach Durchquerung des Tunnels 
auf der Seite der Alten Kasseler Straße im Wechsel von Zeiten (morgens 6 - 7 Uhr, 
nachmittags 15 - 16 Uhr, am frühen Abend 18.30 - 19.30 Uhr) und Alters- (junge 
Menschen, geschätzt zwischen 18 und 30 Jahre alt, Mittelalten zwischen 31 und 55 
Jahre und Alten über 56 Jahre) und Geschlechtsgruppen anzusprechen. Insgesamt 
wurden 122 Personen angesprochen, davon haben 37 die Teilnahme verweigert. 
Das entspricht einer Ausschöpfungsquote von 70%. Eine Person musste wegen 
mangelnder Deutschkenntnisse von der Auswertung ausgeschlossen werden. Die 
folgende Auswertung basiert auf einer Gesamtstichprobe von N = 84 Personen, die 
sich gleich auf die Alters- (jeweils n = 28) und Geschlechtsgruppen (jeweils n = 42) 
verteilen.  
 
Die Datenerhebung erfolgte in der Zeit vom 16.01. bis 26.01.2020 und wurde von 
Natalie Madjidian im Rahmen ihrer Bachelorarbeit1 durchgeführt. Zur Befragung 
wurde ein standardisierter Fragebogen eingesetzt, aus dem die Interviewerin die 
Fragen vorlas und in dem die Antworten festgehalten wurden.  
 
 
  

                                            
1 Natalie, N. M. (2020). Kriminalitätsfurcht und Sicherheitsempfinden: Was Überwachung öffentlicher Orte in 
Menschen auslöst. Bachelorarbeit am Fachbereich Psychologie.  
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Ergebnisse 
 
Die Ergebnisdarstellung folgt der Reihenfolge, in der die Fragen gestellt wurden.  
 
 
Kenntnisse über die Anlage 
 
Frage: Die Stadt Marburg hat vor kurzem ein Notrufsystem in den Jägertunnel eingebaut, das 
im Notfall, z.B. bei Bedrohungen, eingeschaltet werden kann. Wussten Sie davon? 
(Antwortmöglichkeiten nein - ja) 
 
Von den Befragten wussten 46 (55%) von der Anlage, 38 (45%) kannten sie nicht. Es gab 
keine signifikanten (Chi-Quadrat X2) Unterschiede zwischen den Geschlechtern und 
Altersgruppen.  
 
Die 46 Personen, die angegeben hatten, die Anlage zu kennen, wurden weiterhin mit einer 
offenen Frage gebeten, zu erläutern, was sie von dem System wissen. Im Durchschnitt 
kannten die Befragen 1 bis 2 Aspekte der insgesamt drei Besonderheiten des Systems (on 
demand, Video, Sprechverbindung). Dabei zeigten sich keine Unterschiede zwischen den 
Geschlechts- und Altersgruppen.     
 
 
Verändertes Sicherheitsgefühl 
 
Allen Befragten wurde im Anschluss an die erste Frage erläutert: Die Stadt Marburg hat im 
Jägertunnel ein Videonotrufsystem mit Gegensprechanlage installiert. Dieses kann man 
einschalten, wenn man sich bedroht fühlt. Dazu kann man eine der blauen Tasten drücken, 
die sich an verschiedenen Stellen im Tunnel befinden. Nach Betätigung der Taste erhält die 
Leitzentrale der Feuerwehr Marburg eine Bildverbindung des Tunnels und man hat die 
Möglichkeit, über eine Gegensprechanlage mit einem Beamten bzw. einer Beamtin der 
Feuerwehr zu kommunizieren. 
 
Frage: Nachdem Sie erfahren haben, dass im Jägertunnel eine Videoüberwachung mit 
Gegensprechanlage eingebaut wurde, verändert das ihr Sicherheitsgefühl im Jägertunnel? 
(Antwortmöglichkeiten: Ich fühle mich eher unsicherer - mein Sicherheitsgefühl verändert sich 
nicht - Ich fühle mich eher sicherer) 
 
54 (64%) der Befragten gaben an, sich eher sicherer zu fühlen, 30 (36%) der Befragten 
berichteten keine Veränderung des Sicherheitsgefühls. Unsicherer fühlte sich niemand.  
 
Unter den weiblichen Befragten stieg das Sicherheitsgefühl signifikant häufiger (eher sicherer 
n = 33) als unter den männlichen Befragten (eher sicherer n = 21; X2 (1) = 7.47, p< .01). Die 
Analyse von Unterschieden zwischen den Altersgruppen zeigt eine Zunahme des 
Sicherheitsgefühls insbesondere bei den älteren Befragten (bis 30: sicherer n = 15; 31-55: 
sicherer n = 16; über 56: sicherer n = 23. Der Effekt ist marginal signifikant (X2 (2) = 5.91, p < 
.06). 
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Sicherheitswirkung von Einzelmaßnahmen 
 
Nur-Videoüberwachung: Frage: Würde es für Sie einen Unterschied in Ihrem 
Sicherheitsgefühl machen zu wissen, dass es nur eine Videoüberwachung (ohne 
Gegensprechanlage) gibt? Das heißt, die Feuerwehr würde sie nur per Videoaufnahme live 
sehen, aber Sie hätten nicht die Möglichkeit, miteinander zu kommunizieren. 
(Antwortalternativen: Wenn es nur eine Videoüberwachung ohne Gegensprechanalage gäbe 
würde ich mich eher unsicher fühlen - mein Sicherheitsgefühl würde sich nicht verändern - ich 
würde mich eher sicherer fühlen). 
 
36 (43%) fühlten sich eher sicherer, 48 (57%) der Befragten gaben keine Veränderung an, 
unsicherer fühlt sich niemand. Es gab keinen Unterschied zwischen Männern und Frauen 
und zwischen den Altersgruppen.  
 
Nur-Gegensprechanlage: Frage: Würde es für Sie einen Unterschied in Ihrem 
Sicherheitsgefühl machen, zu wissen, dass es nur eine Gegensprechanlage (ohne 
Videoüberwachung) gibt? Das heißt, Sie könnten mit der Feuerwehr kommunizieren, aber die 
Feuerwehr könnte Sie nicht per Videoaufnahme sehen. (Antwortalternativen: Ich mich eher 
unsicher fühlen - mein Sicherheitsgefühl würde sich nicht verändern - ich würde mich eher 
sicherer fühlen). 
 
59 (70%) fühlen sich eher sicherer, 25 (30%) der Befragten berichten keine Veränderung. 
Niemand fühlt sich unsicherer. Insbesondere viele Frauen gaben an, sich bei der Nur-
Gegensprechanlage sicherer zu fühlen (n= 34; Männer: sicherer n = 25; X2 (1) = 4.61, p < 
.05). Auch fühlten sich mehr ältere Menschen durch die Gegensprechanlage sicherer (bis 30: 
sicherer n = 15; 31-55: sicherer n = 20; über 56: sicherer n = 24. Der Effekt ist signifikant (X2 

(2) = 6.95, p < .05) 
 
Ein Vergleich zeigt, dass die Nur-Gegensprechanlage das Sicherheitsgefühl bei mehr 
Befragten erhöht (n = 59) als die Nur-Videoanlage (n = 36). Der Unterschied zwischen Nur-
Video und Nur-Gegensprechanlage ist statistisch hoch-signifikant (McNemar X2 (1) = 12.41, p 
< .01). 
 
 
Nutzungshäufigkeit nach Einbau und Kenntnis von LiSA 
 
Frage: Hat der Einbau der Videoüberwachung mit Gegensprechanlage dazu geführt, dass 
Sie den Jägertunnel in Zukunft anders nutzen werden? Oder, nachdem Sie nun wissen, dass 
es eine einschaltbare Videoüberwachung mit Gegensprechanalage gibt, wird das dazu 
führen, dass Sie den Jägertunnel in Zukunft anders nutzen? (Antwortmöglichkeiten: nein - ja, 
häufiger - weniger häufig) 
 
22 (26%) Befragte gaben an, ihre Nutzungshäufigkeit zu erhöhen, 62 (74%) verneinte dies. 
Eine Verminderung der Nutzungshäufigkeit wurde nicht berichtet. Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern oder den Altersgruppen gibt es nicht.  
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Zusammenfassung und Diskussion 
 
Nur etwa die Hälfte der NutzerInnen des Jägertunnels wusste vom Livebild- und 
Sprechverbindungssystem LiSA. Das spricht für die Notwendigkeit einer noch stärkeren und 
regelmäßig zu wiederholenden Bekanntmachung der Existenz von Lisa.  
 
Für eine stärkere Promotion der Anlage spricht insbesondere, dass die Kenntnis der Anlage 
das Sicherheitsgefühl der NutzerInnen erhöht. Dies gilt insbesondere für Frauen und ältere 
Befragte. Die Kenntnis über den Einbau von LiSA hat nach den Auskünften der Befragten 
außerdem ihre Nutzungshäufigkeit des Jägertunnels erhöht.  
 
Im Vergleich der Einzelmaßnahmen geht die Gegensprechanlage häufiger als die 
Videoübertragung mit einer Verbesserung des Sicherheitsgefühls einher. Die 
Gegensprechanlage erhöht das Sicherheitsgefühl insbesondere bei Frauen und bei älteren 
Menschen.  
 
Keine/r der Befragten hat zum Ausdruck gebracht, dass mit dem Einbau von LiSA das 
Sicherheitsgefühl gesunken oder die Nutzungshäufigkeit abgenommen hätte. (Allerdings ist 
dabei zu beachten, dass Menschen, die mit LiSA negative Konsequenzen verbinden, den 
Tunnel deshalb möglicherweise weniger häufig oder gar nicht nutzen und infolge dessen nicht 
in die Befragung eingingen.)  
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Kenntnisnahme
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/7537/2020
öffentlich
05.08.2020

Dezernat: I
Fachdienst: 16 - Referat für die Gleichberechtigung von Frau und Mann
Sachbearbeiter/in: Amend-Wegmann, Dr. Christine, Griese, Laura

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Kenntnisnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Kenntnisnahme Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Kenntnisnahme Öffentlich

Abschlussbericht zum Mentoring-Programm "Frauen in die Politik" 2019/2020

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, den Abschlussbericht und die 
Handlungsempfehlungen zum Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“ zur Kenntnis zu 
nehmen

Sachverhalt:
Als Teil der Umsetzung der EU-Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf 
lokaler Ebene hat das Gleichberechtigungsreferat der Universitätsstadt Marburg von März 
2019 bis März 2020 das Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“ durchgeführt. Ziel war 
es, politisch interessierten Frauen den Zugang zur Kommunalpolitik zu erleichtern und 
mittelfristig auf die gleichberechtigte politische Teilhabe von Frauen in Marburg hinzuwirken. 
Das Konzept umfasste

• einen zehnwöchigen VHS-Kurs „Frauen und Politik – Frauen in die Politik“ zur  
Einführung in Kommunalverwaltung und -politik,

• das Mentoring-Programm bestehend aus Mentoring-Tandem oder -Gruppe, 
Workshop-Programm, informellen Treffen und weiteren Veranstaltungen sowie

• die Erstellung einer Infomappe „Frauen in die Politik – Informationen zum Mentoring-
Programm der Universitätsstadt Marburg“.

Sowohl der VHS-Kurs als auch das Mentoring-Programm stießen auf sehr große Resonanz 
bei politisch interessierten Frauen. Am VHS-Kurs nahmen 16 Frauen, am Mentoring-
Programm insgesamt 50 Frauen (35 politisch weniger erfahrene Frauen, sogenannte 
Mentees, und 15 erfahrene Politikerinnen, sogenannte Mentorinnen) teil.

Der Abschlussbericht fasst den Ablauf und die Ergebnisse des Mentoring-Programms 
zusammen. Insgesamt stellt sich das Mentoring-Programm als sehr erfolgreiches Programm 
mit sehr guter Evaluation durch die Teilnehmerinnen dar. Die Konzeption war schlüssig und 
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könnte genauso wiederholt werden. Nach Einschätzung von Mentorinnen und Mentees ist 
die Aktivierung von Frauen für stadtpolitische wie auch zivilgesellschaftliche Aktivitäten 
gelungen.

Folgende Empfehlungen lassen sich in Hinblick auf die weitere Förderung von Frauen in der 
Marburger Kommunalpolitik ableiten:

- Organisation des VHS-Kurses „Frauen und Politik – Frauen in die Politik“ im Vorfeld 
der Kommunalwahl 2021

- Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Politik durch familienfreundliche 
Gestaltung der Rahmenbedingungen und Verfahrensweisen (Vgl. Beschluss des 
Fraktionsantrages betr. „Familienfreundliche Stadt hier: Selbstverpflichtung „Eltern in 
der Politik“ VO/4941/2016)

- Stärkung der politischen Teilhabe von Frauen mit Behinderungen und von Frauen mit 
Migrationshintergrund durch geeignete Formate

- Entwicklung eines niedrigschwelligen Veranstaltungsformates zu frauenpolitischen 
Themen in der Marburger Stadtpolitik

Für die Umsetzung dieser Empfehlungen und die Verwirklichung von gleichberechtigter 
politischer Teilhabe für alle Frauen braucht es über die Aktivitäten des städtischen 
Gleichberechtigungsreferats hinaus das Engagement von politischen Parteien, 
Stadtparlament sowie weiteren Akteur*innen der Zivilgesellschaft in Marburg.

Weitere Informationen: www.marburg.de/mentoring 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagen: Abschlussbericht zum Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“
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1. Einleitung 
Auch im 21. Jahrhundert sind Frauen in der Politik nach wie 

vor unterrepräsentiert. Das gilt ebenso für die Kommunal-

politik. In Marburg gibt es viele engagierte Frauen in den 

kommunalen politischen Gremien. Dennoch entspricht ihre 

Beteiligung bei Weitem nicht ihrem Anteil an der Bevölke-

rung. So liegt der Frauenanteil in der Marburger Stadtver-

ordnetenversammlung in der aktuellen Legislaturperiode 

bei 36% (Stand Mai 2018). 

Laut Artikel 2 und 3 der Europäischen Charta für die Gleich-

stellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene (kurz: 

EU-Charta) sollen Kommunen und Gemeinden sich für 

gleichberechtigte politische Teilhabe und Gestaltungsmög-

lichkeiten einsetzen. Dieses Ziel hat die Universitätsstadt 

Marburg in ihren Aktionsplänen zur Umsetzung der EU-

Charta festgeschrieben. Das Gleichberechtigungsreferat der 

Universitätsstadt Marburg erstellte ein umfassendes Kon-

zept mit folgenden Bestandteilen: 

 VHS-Kurs „Frauen und Politik – Frauen in der Politik“ 

 Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“ 

 Infomappe „Frauen in die Politik – Informationen zum Mentoring-Programm der Universitäts-

stadt Marburg“ 

Der VHS-Kurs führte in die Grundlagen der Kommunalverwaltung und -politik ein. Daran anschließend 

bot das Mentoring-Programm politisch interessierten Frauen die Möglichkeit, die politische Arbeit in 

der Praxis kennenzulernen, dabei von einer Mentorin begleitet zu werden sowie eigene Kenntnisse 

und Fähigkeiten für politisches oder zivilgesellschaftliches Engagement zu erweitern. Die Infomappe 

stellte die Grundlagen des hessischen Kommunalrechts sowie die kommunalpolitischen Grundlagen 

der Universitätsstadt Marburg zusammen. 

Das Konzept wurde im Zeitraum von März 2019 bis März 2020 vom Gleichberechtigungsreferat umge-

setzt. Dieser Bericht fasst den Ablauf und die Ergebnisse des Mentoring-Programms zusammen. 

2. Vorstellung des Konzeptes 

2.1 VHS-Kurs „Frauen und Politik – Frauen in der Politik“ 
Im VHS-Kurs „Frauen und Politik – Frauen in die Politik“ wurden Grundlagen der Kommunalverwaltung 

und -politik vorgestellt. Die Konzeption, Organisation, persönliche Ansprache und Aktivierung der Re-

ferent*innen sowie die inhaltliche Abstimmung mit allen Beteiligten lagen beim Gleichberechtigungs-

referat. Geworben wurde für den VHS-Kurs über das Stadtmagazin „Studier mal Marburg“ (Ausgabe 

März 2019), Pressearbeit, das Kursprogramm der VHS, Flyer sowie über den E-Mail-Verteiler des 

Gleichberechtigungsreferats für Veranstaltungen. Ebenfalls aktivierte das Gleichberechtigungsreferat 

die Mitglieder der Gleichstellungskommission und von politischen Parteien dafür, den VHS-Kurs be-

kannt zu machen. 

Abb. 1 Flyer für das Mentoring-Programm „Frauen in die 
Politik“ 
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Unter organisatorischer Durchführung von Dr. Tina Dürr-Oberlik fand der VHS-Kurs mit 16 Teilnehme-

rinnen statt. Bei den zehn Terminen standen Fachpersonen aus der Verwaltung oder Kommunalpoliti-

kerinnen zur Verfügung. Folgende Themen wurden behandelt: 

- „Das Marburger Konzept zur Beteiligung von Einwohnerinnen und Einwohnern“ (Dr. Griet 

Newiger-Addy, Leiterin der Bürger*innenbeteiligung Marburg) 

- „Die Arbeit der Fachausschüsse des Stadtparlaments und des Ältestenrats“ (Stadtverordne-

tenvorsteherin Marianne Wölk und Madelaine Stahl) 

- „Die Aufgaben von Kommissionen und Beiräten am Beispiel der Gleichstellungskommission“ 

(Vorsitzende der Gleichstellungskommission, Dr. Marlis Sewering-Wollanek) 

- „Was machen eigentlich Ortsbeiräte?“ (Ortsvorsteherinnen Goharik Gareyan, Antje Tietz und 

Dr. Sabine Schock) 

- „Aufbau der Marburger kommunalen Verwaltung: Dezernate, Struktur und Aufgaben der 

Fachdienste“ (Dr. Christine Amend-Wegmann, Leiterin des Fachbereichs für Zivilgesellschaft, 

Stadtentwicklung, Migration und Kultur) 

- „Die hessische Magistratsverfassung und die Aufgaben der Stadtverordnetenversammlung“ 

(Dr. Nicole Pöttgen, Leiterin der Zentralen Dienste der Universitätsstadt Marburg) 

- „Kommunale Finanzen, Haushaltssatzung und Haushaltsplan in Marburg“ (Ann-Kathrin Lud-

wig, Fachdienst Finanzservice) 

- „Stadtentwicklungsplanung, Bauplanung, Baurecht“ (Walter Ruth, Fachbereichsleiter von Pla-

nen, Bauen, Umwelt) 

- „Einführung in die Arbeit politischer Parteien in Marburg“ (Andrea Suntheim-Pichler, Frakti-

onsvorsitzende der Bürger für Marburg, und Elisabeth Kula, hessische Landtagsabgeordnete 

der Linken) 

- Vorstellung des Mentoring-Programms „Frauen in die Politik“ (Laura Griese, Gleichberechti-

gungsreferat) 

Die Resonanz auf den Kurs war sehr positiv. Geschätzt wurde insbesondere die Möglichkeit, Ansprech-

personen aus der Stadtverwaltung kennenzulernen sowie einen Überblick über die unterschiedlichen 

Prozesse und Abläufe in Politik und Verwaltung zu gewinnen. Das Ziel des VHS-Kurses, bei den Teilneh-

merinnen Neugierde und Interesse an der Kommunalpolitik zu wecken, wurde erreicht. Bei der Gestal-

tung des anschließenden Mentoring-Programms wurden Anregungen der VHS-Kursteilnehmerinnen 

berücksichtigt. 

2.2 Bausteine des Mentoring-Programms im Überblick 
Das Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“ wurde vom Gleichberechtigungsreferat unter Betei-

ligung von Mitgliedern der Gleichstellungskommission konzipiert, organisiert und umgesetzt.  

Kern des Mentoring-Programms bildete die Zusammenarbeit einer erfahrenen Kommunalpolitikerin 

mit einer wenig(er) erfahrenen, politisch interessierten Frau, der sogenannten Mentee. Das ursprüng-

lich geplante 1zu1-Mentoring wurde aufgrund der großen Nachfrage interessierter Mentees nicht an-

geboten. Stattdessen wurden weitere Mentorinnen aktiviert, von denen manche bis zu vier Mentees 

betreuten. Auf diese Weise konnte allen interessierten Frauen aus Marburg die Teilnahme am Mento-

ring-Programm ermöglicht werden.  
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Das Mentoring-Programm setzte sich aus verschiedenen Bausteinen zusammen, die in folgendem 

Schema dargestellt sind: 

 

Abb. 2 Ablaufplan des Mentoring-Programms „Frauen in die Politik“ 
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Eine Besonderheit im Vergleich zu anderen Mentoring-Programmen waren die Angebote für Mento-

rinnen. Diese umfassten Möglichkeiten zu Austausch und Reflexion, um die Vernetzung von bereits 

politisch aktiven Frauen zu fördern. Außerdem wurden Workshops angeboten, die sich teils ausschließ-

lich an Mentorinnen richteten, teils gemeinsam mit den Mentees besucht werden konnten. Ziel war 

es, auch die Mentorinnen in ihren Kompetenzen zu stärken und ihr Engagement im Mentoring-Pro-

gramm zu honorieren. 

 

2.3 Infomappe „Frauen in die Politik – Informationen 

zum Mentoring-Programm der Universitätsstadt Mar-

burg“ 
Um den Einstieg in die Kommunalpolitik zu unterstützen, wurden 

die wichtigsten Informationen zum Kommunalrecht und der Ver-

fasstheit der Kommunalpolitik in Marburg in einer Infomappe zu-

sammengestellt (Inhaltsverzeichnis s. Anhang). Maßgebliche 

Grundlage dafür waren die Unterlagen aus dem VHS-Kurs „Frauen 

und Politik – Frauen in die Politik“, die vom Gleichberechtigungsre-

ferat ergänzt und aufbereitet wurden. 

 

 

3. Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“ 

3.1 Werbung für das Mentoring-Programm und Bildung der Mentoring-Paare bzw.  

-Gruppen 
Für das Mentoring-Programm wurde auf verschiedenen Kanä-

len geworben: 

 Persönliche Ansprache der Teilnehmerinnen des VHS-

Kurses 

 Plakatwerbung am Oberstadtaufzug und am Rathaus 

für die Auftaktveranstaltung und das Mentoring-Pro-

gramm 

 Pressearbeit über das Stadtmagazin „Studier mal Mar-

burg“ (Ausgaben Mai 2019 und Juni 2019) 

Für das Mentoring-Programm reichten insgesamt 38 Frauen 

einen Anmeldebogen ein, die als Mentee teilnehmen wollten. 

Damit erzielte das Mentoring-Programm eine sehr große Re-

sonanz, die die Erwartung des Gleichberechtigungsreferats 

übertraf. Die Interessentinnen bildeten ein breites Spektrum 

ab: 

 Die Altersspanne reichte von 18 Jahren bis zu 66 Jahren. 

 Die bisherige politische Erfahrung der Teilnehmerinnen reichte von gar keiner Erfahrung bis 

hin zu mittlerer politischer Erfahrung. 

Abb. 3 Deckblatt der Infomappe Frauen in die 
Politik zum Mentoring-Programm 

Abb. 4 Werbung für das Mentoring-Programm am Ober-

stadtaufzug 

zu TOP 6.2

27 von 36 in der Zusammenstellung



5 
 

 Ein Teil der Interessierten war bereits Mitglied einer politischen Partei, für die Teilnahme war 

dies aber nicht ausschlaggebend. 

 Teilnehmerinnen mit einer Behinderung waren hingegen wenig vertreten. 

 Fünf Frauen, die zuvor den VHS-Kurs „Frauen und Politik – Frauen in der Politik“ besucht hat-

ten, meldeten sich auch für das Mentoring-Programm an. 

Die Ansprache der Mentorinnen erfolgte vor allem persönlich. In der Gleichstellungskommission wur-

den die Mitglieder um Unterstützung und Bekanntmachung des Mentoring-Programms in ihren Par-

teien gebeten. Zusätzlich wurden die im Stadtparlament vertretenen politischen Parteien angespro-

chen. Die Resonanz darauf war gering. Dies ist auch Teil einer strukturellen Schieflage: In vielen Par-

teien gibt es wenige politisch aktive Frauen, die für viele Themen angefragt werden und daher oft eine 

hohe Belastung schultern. Vor diesem Hintergrund erforderte die Gewinnung der Mentorinnen eine 

persönliche und systematische Kontaktaufnahme durch das Gleichberechtigungsreferat. Dies trug 

dazu bei, dass die Vorbereitungs- und Anfangsphase des Mentoring-Programms besonders arbeits- 

und zeitintensiv waren. 

Ursprünglich war das Mentoring für je 15 Mentees und Mentorinnen konzipiert. Teilgenommen haben 

schließlich 35 Mentees und 15 Mentorinnen, von denen viele auch mehrere Mentees betreuten. Im 

Anmeldebogen für das Mentoring-Programm gaben die Mentees und Mentorinnen ihre politischen 

Interessen, parteipolitische Sympathien und anderweitige Vorkenntnisse an. Diese Angaben bildeten 

die Grundlage für die Bildung der Mentoring-Paare bzw. -Gruppen, die das Gleichberechtigungsreferat 

in Absprache mit den teilnehmenden Mentorinnen vorschlug. Ein Wechsel zu einer anderen Mentorin 

war grundsätzlich möglich, wurde aber nicht in Anspruch genommen. 

Anmeldungen von Frauen aus dem Landkreis wurden für das Mentoring-Programm nicht berücksich-

tigt, da das Programm für die Stadt Marburg konzipiert war. Allerdings vermittelte das Gleichberech-

tigungsreferat den Kontakt zu Kommunalpolitikerinnen aus dem Kreistag, die für Fragen zur Verfügung 

standen. 

3.2 Anfängliche Erwartungen der Teilnehmerinnen des Mentoring-Programms 
In den Anmeldebögen machten die Mentees und Mentorinnen folgende Angaben zu ihren Erwartun-

gen an das Mentoring-Programm: 

Mentees Mentorinnen 

 Einblick in die politische Arbeit und die Stadtpo-

litik 

 Begleitung durch erfahrene Politikerin 

 Ehrliche, konstruktive und vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit auf Augenhöhe 

 Bedürfnisgerechte Gestaltung der Mentoring-

Beziehung 

 Eigene Kompetenzen erweitern 

 Selbstsicherheit steigern 

 Entscheidungsfindung, ob sie sich aktiv in die 

Stadtpolitik einbringen wollen 

 Politische Meinungsbildung 

 Produktive und anregende Zusammenarbeit 

 Motivierte Mentees, die Politik mitgestalten 

wollen 

 Freundlicher, aufgeschlossener Austausch 

 Gutes Netzwerken 

 Neugierde und Interesse an Politik, Kreativität 

und kritischen Beobachtungssinn auf Seiten 

der Mentees 
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3.3 Vorab-Information für Mentees und Mentorinnen 
Zwei Veranstaltungen zur Vorab-Information der Teilnehmerinnen fanden eine Woche vor der Auf-

taktveranstaltung statt. Die Vorab-Information wurde getrennt für Mentees und Mentorinnen ange-

boten und diente der Klärung organisatorischer Fragen (z. B. Kinderbetreuungsmöglichkeiten bei Ver-

anstaltungen, Einverständniserklärungen zur Datenspeicherung und -verarbeitung). Die Trennung von 

Vorab-Information und Auftaktveranstaltung hat sich bewährt, um den offiziellen Beginn des Mento-

rings inhaltlich zu fokussieren und zeitlich überschaubar zu halten. 

3.4 Auftaktveranstaltung und Zuordnung zu den Tandems 
Am 22.09.2020 fand die öffentliche 

Auftaktveranstaltung des Mentoring-

Programms im Historischen Rathaus-

saal statt. Grußworte sprachen Ober-

bürgermeister Dr. Thomas Spies und 

Dr. Marlis Sewering-Wollanek, Vorsit-

zende der Gleichstellungskommission. 

Beide hatten die Schirmherrschaft für 

das Mentoring-Programm inne. Als 

Gastrednerin hielt Angela Dorn-Racke, 

hessische Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst, einen Vortrag über 

ihre Erfahrungen als Frau in der Politik 

mit nachfolgender Diskussion.  

Der nicht-öffentliche Teil des Abends hatte folgende Bestandteile: 

 Kurze Vorstellung des Mentoring-Programms 

 Verteilung der Info-Mappe zum Einstieg in die Kommunalpolitik und eines symbolischen Ge-

schenkes 

 Vorstellung der Mentorinnen und Zuordnung zu den Tandems 

 Kennenlernen der Mentoring-Paare bzw. -Gruppen mit Hilfe einer Mentoring-Vereinbarung 

 Gemeinsamer Umtrunk und Imbiss 

An der Auftaktveranstaltung nahmen insgesamt 41 Teilnehmerinnen des Programms teil. Beim öffent-

lichen Teil des Abends waren insgesamt etwa 80 Personen anwesend. 

3.5 Rahmenprogramm des Mentorings 

3.5.1 Workshop-Programm 

Von Oktober 2019 bis Februar 2020 fanden insgesamt fünf Workshops mit folgenden Themen, Zielen 

und Teilnehmerinnen statt: 

Thema des Workshops Ziele Anzahl Teilnehmerinnen 

Rhetorik und Kommuni-
kation 

- Kommunikation und Ausdrucksweise 
durch praktische Übungen stärken 

- Selbstsicherheit in Situationen ge-
winnen, die als unsicher oder unan-
genehm erlebt werden 

1 Workshop mit 8 Teilnehmerin-
nen (Mentorinnen) 
2 Workshops mit insgesamt 26 
Teilnehmerinnen (Mentees) 

Abb. 5 Teilnehmerinnen des Mentoring-Programms „Frauen in die Politik“ bei der Auftakt-
veranstaltung im Historischen Rathaussaal (Foto: Thomas Steinforth). 
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Netzwerkarbeit - Grundlage für eigene Aktivitäten im 
Netzwerken schaffen mithilfe geeig-
neter Instrumente und Methoden 

14 Teilnehmerinnen (2 Mentorin-
nen, 12 Mentees) 

Pressearbeit - Grundlagenwissen über Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit erwerben 

- Interview-Situation üben 

16 Teilnehmerinnen (3 Mentorin-
nen, 13 Mentees) 

 

Alle Workshops waren ausgebucht. Die Teilnehmerinnen wurden jeweils am Ende des Workshops mit 

einem Fragebogen nach ihrem Feedback gefragt. Alle Workshops wurden gut bis sehr gut evaluiert. 

Sowohl die Themensetzung als auch die Auswahl der Referent*innen waren demnach sehr gut. Die 

Mentees und Mentorinnen konnten ihre Kenntnisse und Fähigkeiten dank des starken Praxisbezugs 

sowie der individuellen Ausrichtung und interaktiven Gestaltung der Workshops erweitern. Nachge-

fragt wurden vertiefende Workshops zu Social Media, politischen Netzwerken, Moderationstechniken 

und Zeitmanagement. 

3.5.4 Informelle Treffen 
Es fanden drei informelle Treffen für Mentees statt 

 zum Austausch und Vernetzen unter den Mentees, 

 zur Information über die Arbeit des Gleichberechtigungsreferates und  

 zur Vorstellung von zivilgesellschaftlichen Initiativen in Marburg (z. B. Interkulturelles Begeg-

nungszentrum Kerner, Freiwilligenagentur Marburg). 

Die informellen Treffen wurden durchschnittlich von 12 bis 15 Frauen besucht und gut angenommen. 

Aus dem Format entstand unter den Mentees die Initiative, einen selbstorganisierten Stammtisch für 

den weiteren Austausch auch nach Ende des Mentorings einzurichten. Das erste Treffen der Mentees 

fand Anfang März 2020 statt. 

Für die Mentorinnen waren in der Konzeption des Programms ebenfalls informelle Treffen vorgesehen, 

eines zu Beginn und eines eher zum Ende des Mentorings. Das Angebot wurde von den Mentorinnen 

nicht genutzt, was vor allem auf ihre knappen zeitlichen Kapazitäten zurückgeführt werden kann. 

3.5.5 Exkursion zur Veranstaltung „Mehr Frauen in die Parlamente“ nach Gießen 
Anfang November 2019 besuchte ein Teil der Mentees zusammen mit Stadtverordnetenvorsteherin 

Marianne Wölk die Veranstaltung „Mehr Frauen in die Parlamente“ in Gießen. Die Veranstaltung 

stellte die Kampagne des Deutschen Frauenrates #mehrfrauenindieparlamente vor, die für eine Re-

form des Wahlrechts wirbt und sich dafür einsetzt, dass Frauen und Männer paritätisch in den Parla-

menten repräsentiert sind. Seit der letzten Wahl 2017 ist der Deutsche Bundestag in Hinblick auf die 

Geschlechterverteilung so unausgeglichen wie zuletzt vor 20 Jahren. Deswegen arbeitet der Deutsche 

Frauenrat aktiv an der Durchsetzung der Gleichberechtigung, die im Grundgesetz verankert ist. Die 

Kampagne wurde vorgestellt und Wege zur Parität in kommunalen Gremien diskutiert. 
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3.5.6 Nicht-öffentliche Abschlussveranstaltung 
Die nicht-öffentliche Abschlussveranstaltung im Historischen Rathaussaal wurde von Dr. Marlis Se-

wering-Wollanek, Vorsitzende der Gleichstellungskommission, eröffnet.  

Die Abschlussveranstaltung beinhaltete 

 ein persönliches Resümee des Mentoring-Programms, 

 die Beschreibung des Mentoring-Programms in einem Wort (s. Abb. 6), 

 Kleingruppendiskussionen zu verschiedenen Fragestellungen, 

 eine kurze Fragebogenabfrage sowie 

 Austausch und Vernetzung bei einem kleinen Umtrunk. 

Aus den Kleingruppendiskussionen lassen sich folgende Kernaussagen festhalten: 

„Das wünsche ich mir von Frauen in der Politik in Marburg…“ 

…mehr Sichtbarkeit in Politik, Medien und auch im alltäglichen Leben 

…mehr starke, qualifizierte Frauen in politischen Führungspositionen, die ihre Überzeugungen 

vertreten 

…Inspiration, Motivation, Orientierung für andere Frauen, die sich für Politik interessieren oder 

politisch aktiv werden wollen 

…sich gegenseitig zu unterstützen, gemeinsame Anliegen auch fraktionsübergreifend zu verfol-

gen und dabei unterschiedliche Meinungen konstruktiv zu nutzen 

 

„Das sollte sich in der Marburger Politik ändern, damit sich Frauen besser engagieren können…“ 

…Rahmenbedingungen für politisches Engagement transparent machen, an Lebenslagen von 

Frauen anpassen und somit Hemmschwellen senken 

…aktive Beteiligung von Frauen durch Entwicklung von Selbstinitiative und Aneignung der not-

wendigen Kenntnisse und Fähigkeiten Schritt für Schritt („learning by doing“) 

Abb. 6 Teilnehmerinnen des Mentoring-Programms „Frauen in die Politik“ bei der Abschlussveranstaltung im Mar-
burger Rathaus (Foto: Thomas Steinforth). 
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4. Feedback zum Mentoring-Programm 
Zur Auswertung des Mentoring-Programms wurde je ein Fragebogen für die Mentees und für die Men-

torinnen erstellt. Zehn Mentorinnen und achtzehn Mentees reichten nach Abschluss des Mentoring-

Programms ausgefüllte Fragebögen ein. 

Feedback der Mentorinnen 

Die Mentorinnen haben unterschiedlich viele Mentees betreut. Jeweils zwei Mentorinnen betreuten 

ein oder zwei Mentees. Drei Mentorinnen betreuten je drei Mentees, jeweils eine Mentorin betreute 

vier oder fünf Mentees. Terminabsprachen fanden je nach Konstellation individuell und abhängig von 

den verfügbaren zeitlichen Kapazitäten bzw. anderweitigen Verpflichtungen statt. Die meisten Men-

toring-Tandems oder –Gruppen trafen sich zwischen ein- bis zweimal pro Monat. 

Die Hälfte der Mentorinnen fand dies ausreichend, um den Mentees einen Einblick in die Kommunal-

politik zu verschaffen. Die Erwartungen an die Mentoring-Beziehung hatte sich für die Hälfte der Men-

torinnen erfüllt. Nach Einschätzung der Mentorinnen half das Mentoring-Programm den Mentees bei 

der Entscheidungsfindung, ob sie sich in der (Kommunal-)Politik engagieren wollen oder nicht. Als ent-

scheidend wurden der persönliche Kontakt zu etablierten Politikerinnen sowie deren Unterstützung 

bei der Vernetzung gesehen. 

Den Mentorinnen hat besonders gefallen… Folgende Punkte waren aus Sicht der Mentorin-
nen schwierig… 

- Der Austausch mit den unterschiedlichen 
Frauen 

- Enthusiasmus und Interesse der Mentees 
- Solidarität und wertschätzende Kommunikation 

- Gemeinsame Terminfindung, insbes. bei Be-
treuung von mehreren Mentees 

- Vereinbarkeit von Beruf/Familie und Kom-
munalpolitik 

Abb. 7: Eindrücke der Teilnehmerinnen des Mentoring-Programms „Frauen in die Politik“ (Foto: 
Janis Loewe). 
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Auch die meisten Mentorinnen werteten die Teilnahme am Mentoring-Programm als persönlichen Er-

fahrungsgewinn. Das Rahmenprogramm wurde unterschiedlich intensiv genutzt, wurde aber von den 

Mentorinnen insgesamt als hilfreich für ihr politisches Engagement gewertet. Die Hälfte der Mentorin-

nen würde bei einem erneuten Durchlauf des Mentoring-Programms definitiv wieder mitwirken. 

Feedback der Mentees 

Die meisten Mentees trafen ihre Mentorinnen mindestens einmal, teilweise auch bis zu dreimal pro 

Monat. Je nach vorhandenen Zeitressourcen wurden aber auch unterschiedlich häufig Termine verein-

bart. Für vierzehn Mentees war der so gewonnene Einblick in die Kommunalpolitik ausreichend, drei 

Mentees fanden dies eher nicht oder gar nicht. Fast alle Mentees sahen ihre Erwartungen an die Men-

toring-Beziehung erfüllt. Dies war lediglich bei drei Mentees eher nicht oder nicht der Fall. 

Den Mentees hat besonders gefallen… Folgende Punkte waren aus Sicht der Mentees 
schwierig… 

- Sehr positive Zusammenarbeit, Unterstützung 
und umfassende Information durch die Mento-
rin 

- Großes Engagement der Mentorinnen 
- Einblick in politisches Tagesgeschehen, in Aus-

schuss-Arbeit und in den Ablauf von Fraktions-
sitzungen 

- Netzwerken in den Parteien 
- Kontakt mit anderen Mentorinnen 
- Persönlicher Austausch mit den Mentees 
- Workshop-Programm 

- Terminfindung und Zeitmanagement 
- Schwierigkeiten bei der Kinderbetreuung 
- Geringe Anzahl gemeinsam besuchter politi-

scher Gremien 
- Schwer vereinbare Interessenlagen in der 

Mentoring-Gruppe, weil mehrere Mentees 
betreut wurden 

- Erforderliche hohe Selbstinitiative 
- In der Retrospektive wäre mehr eigenes En-

gagement wünschenswert gewesen. 
- Geringe eigene Zeitressourcen 

„Das Programm ist das, was jede Mentee am Ende daraus macht.“ (O-Ton einer Teilnehmerin) 

Die überwiegende Mehrzahl der befragten Mentees (dreizehn Frauen) habe durch das Mentoring-Pro-

gramm an persönlicher Erfahrung gewonnen. Drei Mentees konnten dies für sich nicht so eindeutig 

sagen. Eine Mentee gab an, sie habe nicht an Erfahrung gewonnen.  

Das Rahmenprogramm des Mentorings wurde unterschiedlich intensiv genutzt. Die meisten Mentees 

haben an mindestens einem Workshop teilgenommen und zusätzlich weitere Angebote des Rahmen-

programms besucht. Mehrheitlich haben die Mentees Vernetzungsmöglichkeiten mit anderen Men-

tees genutzt. 

Insgesamt schätzten die Mentees das Mentoring-Programm fast ausschließlich als hilfreich und beson-

ders wertvoll für ihr politisches Engagement ein (fünfzehn Frauen). Das Programm habe den Zugang 

zur Politik durch persönliche Kontakte zu Politiker*innen und die nötige Bestärkung darin, selbst poli-

tisch aktiv zu werden, erleichtert.  

Sechzehn Mentees gaben an, sich zukünftig in Politik oder Zivilgesellschaft in folgenden Bereichen en-

gagieren zu wollen: 

- Parteipolitik (Kandidatur für ein politisches Mandat, Vorstandsarbeit, Ausschüsse und Stadt-

parlament, zukünftig eventuell auch Landespolitik) 

- Stadtteil (Ortsbeirat, Nachbarschaft) 

- Zivilgesellschaft (Gesundheit, Bildung, Behindertenarbeit, Friedensarbeit) 

Ein politisches Mandat wollen elf der achtzehn Mentees anstreben. 
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5. Ergebnisse und Ausblick aus Sicht des Gleichberechtigungsrefe-

rats 
Zusammenfassend stellt sich das Mentoring-Programm „Frauen in die Politik“ 2019/20 als sehr erfolg-

reiches Programm mit sehr guter Evaluation durch die Teilnehmerinnen dar. Die Konzeption mit dem 

vorgeschalteten VHS-Kurs, dem ergänzenden Rahmenprogramm aus Workshops, informellen Treffen 

und Veranstaltungen sowie einer Info-Mappe mit Grundlagen zur Kommunalverwaltung war schlüssig 

und kann genauso wiederholt werden. Nach Einschätzung von Mentorinnen und Mentees ist die Akti-

vierung von Frauen für stadtpolitische wie auch zivilgesellschaftliche Aktivitäten gelungen. 

Anregungen für zukünftige Durchläufe des Mentoring-Programms 

- Das Gleichberechtigungsreferat möchte sich bei zukünftigen Programmen noch mehr dafür 

einsetzen, mehr Mentorinnen mit ausreichend Zeit zu aktivieren, um die Nachfrage poten-

tieller Mentees zu decken und gleichzeitig die Gruppengröße der Mentoring-Tandems klein 

zu halten. Ziel ist, dass alle Interessierten auch am Mentoring-Programm teilnehmen können. 

- Im Einzelfall ist das Ergebnis eines Mentorings immer abgängig von den individuellen Gege-

benheiten, zeitlichen Ressourcen und Engagement, das beide Seiten in das Mentoring ein-

bringen. Im Vorfeld könnte mehr Transparenz über vorhandene sowie über mindestens er-

forderliche zeitliche Ressourcen hergestellt werden. 

- Die Themenschwerpunkte der Workshops waren insgesamt gut gewählt. Zukünftig könnte 

das Workshop-Programm um einen Workshop zum Umgang mit Social Media ergänzt wer-

den. Der Workshop zu Netzwerkarbeit könnte noch stärker auf politische Netzwerkarbeit 

ausgerichtet werden, z. B. durch die Zusammenarbeit mit einer erfahrenen Referentin aus 

politischen Zusammenhängen. 

Nachhaltigkeit 

Die Nachhaltigkeit des Mentoring-Programmes sollte durch geeignete Formate gesichert werden, um 

den Kontakt zu halten und Frauen in der Politik kontinuierlich zu fördern. In Abhängigkeit von den 

Kapazitäten und Ressourcen im Gleichberechtigungsreferat sind folgende Formate denkbar: 

- Aufnahme von politisch aktiven Frauen in den Veranstaltungs-Verteiler des Gleichberechti-

gungsreferats 

- Weiterbildungs- und Netzwerkangebote für bereits politisch aktive Frauen 

- Bereitstellung von weiteren Informationen zu (frauen-)politischen Themen 

- Unterstützung der selbstorganisierten Vernetzung von Mentees (Stammtisch) auf Anfrage 

Ergänzend sollten aus Sicht des Gleichberechtigungsreferats auch die politischen Parteien geeignete 

Maßnahmen ergreifen, um Frauen in ihrem parteipolitischen Engagement zu fördern. Empfehlens-

wert wäre beispielsweise ein Follow-Up zum Mentoring durch die politischen Parteien: 

- Wie viele Mentees haben bei der Kommunalwahl 2021 kandidiert? 

- Wie viele Mentees haben 2021 ein Mandat erhalten? 

- Nachfrage unter den Mentees zu ihrem politischen Engagement einmal pro Jahr 

- Organisation von Nachtreffen zum Mentoring einmal im Halbjahr 
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Ausblick 

- Der VHS-Kurs „Frauen und Politik – Frauen in die Politik“ könnte auch unabhängig von einem 

Mentoring-Programm nochmals organisiert werden, z. B. vor der Kommunalwahl 2021, um 

Kandidatinnen fit für die politische Gremienarbeit zu machen. 

- Die nach wie vor schwierige Vereinbarkeit von Familie und Politik hat sich im Mentoring-Pro-

gramm als ein wesentliches Thema gezeigt. Für die Organisation von guter Vereinbarkeit ist 

der Einsatz der politischen Parteien und des Stadtparlaments gefragt, um Strukturen und 

Verfahrensweisen familienfreundlich anzupassen (Vgl. Beschluss des Fraktionsantrages betr. 

„Familienfreundliche Stadt hier: Selbstverpflichtung „Eltern in der Politik“ VO/4941/2016). 

- Frauen mit Behinderungen waren unter den Teilnehmerinnen des Mentoring-Programms 

nicht gut repräsentiert. Für sie könnten mit geeigneten Kooperationspartner*innen aus Poli-

tik, Unterstützungssystem und Zivilgesellschaft gesonderte Formate entwickelt werden, um 

sie in ihren Möglichkeiten der politischen Teilhabe zu stärken. 

- Auch für Frauen mit Migrationshintergrund könnten Formate, z. B. zusammen mit den Par-

teien, dem Ausländerbeirat, der Integrationsbeauftragten, dem Runden Tisch Integration, 

der Gemeinwesenarbeit und Freien Trägern, entwickelt werden, um ihre politische Teilhabe 

zu stärken. 

- Wünschenswert wäre ein niedrigschwelliges Veranstaltungsformat, um frauenpolitische The-

men der Marburger Stadtpolitik regelmäßig in der Stadtgesellschaft/miteinander zu bespre-

chen und so zur differenzierten Meinungsbildung beizutragen. Denkbar wären auch Koopera-

tionen beispielsweise mit Bildungsträgern, um frauenpolitische Themen in bereits laufende 

Veranstaltungsformate einzubringen. Hier sind die im Stadtparlament vertretenen Fraktio-

nen besonders gefragt. 

In den letzten Jahrzehnten hat das Gleichberechtigungsreferat der Universitätsstadt Marburg bereits 

mehrere Mentoring-Programme für Nachwuchspolitikerinnen organisiert. In Bezug auf den Umfang 

und die Anzahl an Teilnehmerinnen war das aktuelle Programm bisher einzigartig. Dies setzt voraus, 

dass für die Vorbereitung und Umsetzung eines solchen Programms oder einzelner Maßnahmen zur 

Frauenförderung in der Kommunalpolitik auch zukünftig entsprechende Ressourcen (Personal, Zeit, 

Finanzen) zur Verfügung stehen, um politische Teilhabe von Frauen zu fördern. Dazu gehört es bei-

spielsweise, Strukturen in der Kommunalpolitik so zu verändern, dass Zugangsmöglichkeiten für 

Frauen erweitert werden. Ebenso wichtig ist es, Frauen aktiv für kommunalpolitische Aufgaben und 

Ämter anzusprechen und sie kontinuierlich einzubinden. Schließlich braucht es über die Aktivitäten 

des Gleichberechtigungsreferates hinaus die Zusammenarbeit und gemeinsame Anstrengung von po-

litischen Parteien, Stadtparlament, Freien Trägern, der Gemeinwesenarbeit und anderen zivilgesell-

schaftlichen Akteur*innen, um das Ziel der Geschlechterparität in der Marburger Stadtpolitik zu errei-

chen.  
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6. Anhang 

Inhaltsverzeichnis der Infomappe „Frauen in die Politik – Informationen zum Mento-

ring-Programm der Universitätsstadt Marburg“ 

 

Abb. 8 Inhaltsverzeichnis der Infomappe „Frauen in die Politik“ zum Mentoring-Programm 
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